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bereits am 26,Oktober ueber fernschreiber ausgesendet

lokal:
nxBStsaaacssssssixsas

hochwasserschutz : weitere arbeiten am rechten donaudamm

1 Wien , 26 . 10 . ( rk ) hochwasserschutz fuer die leopoldstadt und

die brigittenau soll der rechte donaudamm bieten : ein neues teil-

stueck dieses damms entlang der donau wird in kuerze begonnen.
der rechte donaudamm selbst ist derzeit rund 1,5 kilometer

lang und reicht vom wehr nussdorf entlang des bahnhofs brigittenau
bis nahezu zur floridsdorfer bruecke . nun wird an der fortsetzung

des dammes zur schnellbahnbruecke gearbeitet.

gebaut wird ein an der basis 60 meter breiter und 3,5 meter

hoher dämm , der parkartig ausgestaltet werden soll : mit baeumen,

spazier - und radfahrmoeglichkeiten , begruenung und sitzplaetzen.

als naechster abschnitt des rechten donaudamms kommt danach

der teil schneiIbahnbruecke bis hoehe traisengasse an die reihe,

nach seiner endgueltigen fertigstellung wird der rechte donaudamm

bis zur elnmuendung des donaukanals in die donau reichen.

kronprinz rudolf - bruecke - pfeiler taucht wieder auf

noch von der alten , 1872 - 76 erbauten kronprinz rudoIf - bruecke -

die nach dem ersten Weltkrieg bekanntlich in reichsbruecke umbe¬

nannt , in den vierziger Jahren erneuert wurde und seit drei Jahren
nicht mehr existiert - stammt der Stummel eines pfeilers in der

donau , der sich jetzt sozusagen wieder in erinnerung gerufen hat:

bedingt durch die natuerlichen veraenderungen im Strombett und die

arbeiten an der neuen reichsbruecke ist ein teil eines pfeilers
der kronprinz rudolfs - bruecke aus dem Strombett * ’ herausgewachsen * »

und verursacht eine untiefe in der donau . das bundesstrombauamt
wird daher , wie donnerstag bei einer Sitzung der donauhochwasser-

schutz - konkurrenz ( dhk ) - der ausser dem bund auch das Land nieder-
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Oesterreich und das Land Wien angehoeren - festgestellt wurde,

baggerarbeiten durchfuehren , um diese untiefe wieder zu beseitigen.

als mitglied der donauhochwasserschutz - konkurrenz betreut Wien

uebrigens hochwasserschutzbauten von der ysper bis zur march : zahl¬

reiche dammbauten in diesem abschnitt der donau wurden von der dhk

errichtet , ( hs)
++++
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kommunal:
Bnaa » Baza39tn » a: s : xB

Stadterneuerungs immer wieder Information der beteiligten

y wien 9 29 . 10 * ( rk ) in allen Stadien der Vorbereitungzurstadt-
erneuerung werden die beteiligten informiert , denn ♦ » zur erreichung

einer qualitaetvollen stadterneuerung muss die oeffentliche Planung

mehr gewicht erhalten und die bevoelkerung verstaerkt in alle stadt-

erneuerungsvorgaenge eingeschaltet werden ’ * • so lautet ein haupt-

ziel aus dem band ” stadterneuerung und bodenordnung ’ ’ des stadt-

entwicklungsplans fuer Wien , der vor kurzem im druck erschienen ist*

es zeigt sich immer wieder , dass bei den stadterneuerungsvor-

gaengen die vieltaeltigen Interessen , beduerfnisse und rechtsan-

sprueche von grundeigentuemern , betriebsinhabern und ansaessiger

sowie berufstaetiger bevoelkerung auf engstem raume zutage treten,

die Stadtverwaltung muss daher danach trachten , moeglichst frueb

die Zusammenarbeit mit der bevoelkerung des betreffenden gebietes

zu suchen , um die Stadterneuerungsziele erfolgreich , human und

weitestgehend konfliktarm zu erreichen * die informationsveranstal-

tungen , die in verschiedenen Stadien der Untersuchungen abgehalten
werden , sollen dazu beitragen , das haeufig aufkommende gefuehl der

Unsicherheit zu beseitigen , auch ist es sinnvoll und notwendig , die

wuensche der bewohner bei der Planung so weit wie moeglich zu be-

ruecksichtigen . mit dieser vorgangsweise hat man bereits gute er-

fahrungen in den verschiedenen Stadterneuerungsgebieten gemacht : ln

Ottakring , auf dem storchengrund , dem ulrichsberg , in gumpendorf
und auch bei der nun laufenden ersten informationsveranstaltung in

meidling - wiIhelmsdorf * ( and)
0856
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kommunal?
nsaxsisBsaBsasssas

kranznieder Legungen
•V L.» .

2 Wien , 29 . 10 . ( rk ) buergermeister Leopold g r a t z wird

am kommenden mittwoch , dem 31 . Oktober , beginnend um 14 uhr,

kraenze bei der grabstaette von buergermeister karl s e i t z ,
beim mahnmal fuer die Opfer des faschismus , bei der bundespraesiden-

tengruft und bei den denkmaelern fuer die Opfer des ersten und

zweiten Weltkrieges nieder legen , ( sti)

0857
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kommunal:
äs » » : « » » » «! » ! » *» * ** 5* »®5181®

geehrte redaktion

© — ® — © *” © “" © — • 'M’ © “B © **' «

3 Wien , 29 . 10 © ( rk ) am 8 . november wird das neue kuehlhaus der

wiener kuehIhaus - frigoscandia ges . m . b . h . in anwesenheit des

schwedischen koenigspaares eroeffnet © der neue tiefkuehIschrank

Wiens , uebrigens einer der modernsten in europa , bietet nicht nur

wiener Unternehmungen neue moeglichkeiten , sondern wertet auch die

bundeshauptstadt als drehscheibe zwischen ost und west auf.

antaesslich der eroeffnung ladet der amtsfuehrende stadtrat fuer

vermoegensverwaltung , staedtische dlenstleistungen , Konsumenten-

schütz josef v e l e t a zu einer

pressekonf erenz

ein , an der auch holding - generaldirektor dr . josef m a c h t l

und der geschaeftsfuehrer der wiener kuehihaus - frigoscandia ges©

m . b . h * klaus k a m m e l teilnehmen werden,
bitte merken sie vor:
zeit : montag , 5 « november , 19 uhr
ort : au - restaurant , 22 , arbeiterstrandbadstrasse.

0900

presse - und informationsdienst

der stadt Wien
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k u l t u r :
a ** 3j » a» » a * sB3sas » *s

aussteltungsprojekte der stadtbibtiothek fuer 1980

4 Wien , 29 * 10 « ( rk ) fuer das kommende jahr plant die wiener

Stadt - und landesbibliothek wieder eine reihe ihrer bewaehrten und

immer wieder sehr beachteten Wechselausstellungen * im einzelnen sind

es folgende ausstellungsvorhaben:
vom jaenner - april 1980 wird des bekannten wiener Schrift¬

stellers dr . friedrich sacher gedacht werden , der kuerzlich seinen

80 * geburtstag feiern konnte * dr * sacher ist mit der bibliothek

seit vielen Jahren verbunden und hat ihr auch manuskripte und seine

ueberaus umfangreiche briefkorrespondenz mit zahlreichen kulturellen

persoenllchkeiten uebergeben«
vom mai - april 1980 wird eine ausstellung unter der devise

’ ’ schoene gebetbuecher * * gezeigt werden , die in ausgewaehIten stuek-

ken besonders interessante exemplare aus der umfangreichen gebet-
buechersammlung der wiener Stadt - und landesbibliothek zeigen wird*

es handelt sich bei den ausstetlungsstuecken um bibliophile kost-

barkeiten , die praktisch bisher nie der oeffentlichkeit gezeigt wor¬

den sind , dies aber von ihrer aufmachung , gestaltung und der oft

hohen kuenstlerischen drucktechnik her , abgesehen vom inhaltlichen,
wohl verdienen*

die dritte ausstellung des Jahres 1980 , vom September bis zum
ende des Jahres , wird Josef 2 * ( roem * ) , dem Josephinismus und dem

toleranzpatent gewidmet sein * die wiener Stadt - und tandes-
bibliothek verfuegt Ja ueber © inen ausserordentlich grossen und
seltenen bestand an josephinica , der in der fachwett bekannt und

geschaetzt ist . an hand dieser Spezialsammlung werden ausgewaehlte
exemplare besondere schlagllchter auf die josephinische zeit und
die nach diesem kaiser genannte epoche werfen , diese ausstellung
will aber in keiner weise cie niederoesterreichische ausstellung
in melk , beziehungsweise dis fuer 1981 geplante ausstellung im •

historischen museum der stait Wien , am karlsptatz , konkurrenzieren,
sondern ist als ergaenzendc ausstellung zu diesen beiden gross¬
ausstet tungen gedacht * ( red

0903
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kommunal;
saSMtBaaaaaiaessssss

profltopolis - ausstellung:
eile stadt als Spiegelbild der gesellschaft

Wien , 29 . 10 . ( rk ) ein klares bekenntnls zur stadt mit ihren
vieltaeltigen formen des wohnens erbrachte - trotz mancher kritik -
die letzte diskussion im rahmen der profitopolis - ausstellung , an
der die stadtraete hatzi und univ . - prof . dr . w u r z e r ,gr . b u s t a sowie die architekten fehringer , wach
b e r g e r und g l u e c k teiInahmen.

" es ist zwar mode geworden , die stadt zu verteufeln , doch
muessten gerade ernsthafte auseinandersetzungen dazu beitragen , das
steinwurfritual auf die grosstadt zu beenden, " sagte wurzer diestadt sei ein Spiegelbild der gesellschaft , von den menschen geplantund gebaut , derzeit versuche man in Wien mit hilfe von bezirkseht-wicklungsplaenen eine ausgewogene Struktur zwischen wohnen , arbeitund freizeit zu erzielen . Stadterneuerung koenne in Wien - schon aufgrund der flaechenwidmungen und grundstuecksproblematik - nur klein-
rlaechig vor sich gehen.

auch wohnen - stadtrat hatzi bekannte sich zur kLeinflaechigen
Stadterneuerung , da man auch die sozialen aspekte beruecksichtigenmuesse . gerade die aelteren menschen, die Jahrelang in einem be¬stimmten Stadtgebiet leben , koennten nicht einfach in ein anderes
gebiet verpflanzt werden . Wien stehe in seiner Stadterneuerung
gegenueber anderen europaeischen grosstaedten Jedoch nicht zurueck.durch eine Vielzahl von massnahmen , wie durch Wohnungsverbesserung,lueckenverbauung , revitalisierung und flaechensanierungen , wird die
wohnumwelt verbessert und die lebensqualitaet in abgewohnten stadt-gebieten gehoben.

beim wohnungsneubau will stadtrat hatzi kuenftig noch mehr de¬
tailfragen beruecksichtigen . die mieter von gemeindewohnungensollen - aehnlich wie dies in genossenschaftsbauten ueblich ist -
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einige zeit nach der besiedlung ueber ihre wuensche oder Probleme
befragt werden.

die architekten wiesen besonders auf die notwendigkeit

der kooperation zwischen architekten , bauherrn und kuenftigen be-

wohnern hin . ausserdem sprachen sie sich fuer kleinere Objekte beim

wohnbau aus , obwoht ~ wie architekt glueck und gr . busta einstimmig

betonten - gerade im wohnpark alt - erlaa ein besonders hohes mass an

kommunikation zwischen den bewohnern gegeben , und das experiment

der mietergemeinschaft geglueckt sei . ( ba)

1042
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kommunal:
« aasEKSKMassBsasagxBstszaaas:

wiener Landtag ( 1)

8 Wien , 29 . 10 . ( rk ) unter dem vorsitz seines ersten praesldenten
hubert p f o c h ^ trat der wiener Landtag am montag zu einer
Sitzung zusammen.

der erste bericht der volksanwaltschaft an den Landtag wurde
dem ausschuss fuer personal - und rechtsangelegenheiten zugewiesen«
die Sitzung des Landtages wurde mit einer fragestunde eingeleitet.

die erste anfrage von Labg . dipl . - ing . dr.
pawkowicz ( fpoe ) , welche aenderungen der brandschutzbe-
stimmungen nach den juengsten brandkatastrophen beabsichtigt seien,
beantwortete stadtrat n e k u L a : die bauordnungsnovelle 1976
regelte diese fragen neu . fuer einen grossteil der beherbergung-
staetten wurde die beneutzungsbewilligung jedoch schon vorher er¬
teilt . es besteht deshalb sicherlich ein gewisser nachholbedarf
im hinblick auf die technische entwicklung . auf die erste
zusatzfrage , welche vorschLaege zur aenderung der
gesetzeslage von der baupolizei gemacht wurden , antwortete nekula,
dass ein arbeitsteam zusammengestellt wurde , dass sich mit diesen
fragen beschaeftigt . auf die zweite zusatz¬
frag © , welche initiativen er selbst setzen werde , wies
nekula auf die bestehenden rechtsmoeglichkeiten hin , brandschutz-
elnrichtungen zu pruefen . dabei besteht allerdings die Problematik,
dass © inrichtungsgegenstaende vom rechtlichen Instrumentarium nicht
erfasst werden.

auf die zweite anfrage von labg . dkfm.
b a u e r ( fpoe ) , wie sich die tatsache rechtfertigen lasse , dass
fuer Jugendheime geringere feuerpolizeiliche auf lagen vorgesehen sind
als bei hotels , antwortete stadtrat nekula , dass ein
solcher unterschied nicht besteht , die bauordnung fasst heime und
hotels unter dem Sammelbegriff beherbergungsstaetten zusammen«
warum wurden dann fuer das Studentenheim doebling zusaetzliche
auf lagen erteilt , stellte bauer eine erste zusatz—
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frage, nekula wies darauf hin , dass es im bedarfsfall moeglich
ist , zusaetzliche verschaerfte auf Lagen zu erteilen , auf die
zweite zusatzfrage , warum ein unterschied
zwischen heimen und hotels bestehe - das Studentenheim doebling ist
im sommer ein hotet - , stellte nekula neuerlich fest , dass aufgrund
der bauordnung ein solcher unterschied nicht besteht.

auf die dritte anfrage von labg . maria
kühn ( spoe ) , von welchen Zielsetzungen man sich bei den be~
ratungen ueber eine allfaellige novellierung des vergnuegungs-
Steuergesetzes leiten lasse , antwortete stadtrat m a y r , dass
kulturelle und sportliche aktivitaeten , welche die Stadtverwaltung
foerdert , um das leben in der Stadt attraktiver zu machen , nicht
von der vergnuegungssteuer betroffen sein sollten , auch die Steuer¬
befreiung fuer Veranstaltungen in betrieben soll ausgebaut werden,
auf die erste zusatzfrage , mit welchen minder-
einnahmen dadurch gerechnet werden muesse , antwortete mayr , dass die
novelle so gestaltet werden soll , dass sich eine aufkommensneutrali-
taet ergebe , auf die zweite zusatzfrage , wie
das erreicht werden soll , wies mayr darauf hin , dass die besteuerung
von unterhaltungsspielapparaten staerker ausgebaut werden soll,
moeglichkeiten der besteuerung ergeben sich auch bei den derzeit
illegal auf gestellten geldspielautomaten . ( ger ) ( forts . )
1126

wiener Landtag ( 2 ) :

9 Wien , 29 . 10 . ( rk) auf die vierte anfrage von
labg . dr . g o l l e r ( oevp ) , in welchen faellen das entfernen
von baeumen im rahmen des wiener baumschutzgesetzes ohne behoerdliche
bewilligung moeglich ist , antwortete stadtrat schieder
( spoe ) , dass ein entfernen ohne behoerdliche bewilligung in neuen
faellen moeglich sei . auf die erste zusatzfrage,
ob oeffentlich rechtliche koerperschaften bei der vornahme von
ersatzpflanzungen bevorzugt behandelt werden , antwortete schieder,
dass ihm derartiges nicht bekannt ist . auf die zweite z u - , / ¥
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satzfrage nach ersatzpfLanzungen beim bau der vorortelinie
antwortete schleder , dass nach den bestimmungen des baumschutzge-
setzes vorgegangen werde «,

auf die fuenfte anfrage von tabg . mag.
k a u © r ( oevp ) nach moeglichen kompetenzabtretungen an das bun-
desministerlum fuer gesundheit und Umweltschutz , stellte stadt¬
rat schieden ( spoe ) fest , dass allgemein ueberlegungen ge¬
troffen werden , die kompetenzen des Umweltschutzes besser und ein¬
heitlich zu regeln , durch die foederalistisehen bestimmungen wie
z . b . bei der luft - und wasserreinhaltung koennten verschiedene be¬
lange des Umweltschutzes nicht einheitlich gesetzlich wahrgenommen
werden , die erste zusatzfrage,ob schieder einer
kompetenzabtretung zustimmen werde , bejahte schieder unter der Vor¬
aussetzung , wenn dadurch bessere und einheitlichere regelungen ge¬
troffen werden koennten . auf die zweite zusatz¬
frag e , ob sich schieder gedanken ueber weitere konkrete mass—
nahmen zur kompetenzregelung gemacht habe , antwortete der stadt¬
rat , dass diese nicht gegenständ der Vollziehung des Landes
Wien seien.

auf die sechste anfrage von tabg . mag . kauer
( oevp ) , wieviel / stationaere radarueberwachungsanlagen derzeit in
Wien der Verkehrspolizei zur verfuegung stehen , antwortete stadt¬
rat n i t t e t ( spoe ) , dass es in Wien derzeit zwei mobile ueber-
wachungsars lagen gibt , eine dritte anlage mit anschaffungskosten
von einer halben million Schilling soll bis ende des Jahres zur ver¬
fuegung stehen , auf die erste zusatzfrage nach der
zahl der Verkehrs toten , antwortete nittel , dass es im letzten Jahr
bei 6 . 000 unfaellen 131 tote gegeben habe , auf die zweite
zusatzfrage nach den massnahmen , diese zahl zu senken,
antwortete nittel , dass die ueberwachung durch die polizei ver-
staerkt werde und ausserdem eine reihe von baulichen massnahmen ge¬
troffen werden , um unuebersichtliehe und gefaehrliehe Situationen
zu entschaerfen . laut Statistik hat es vor zehn Jahren ungefaehr
100 Verkehrstote mehr gegeben , ( ba ) ( forts . )
1130
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kommunal:

wiener Landtag ( 3 ) :

10 Wien , 29 . 10 . ( rk ) auf die siebente anfrage
von Labg . dr . hirnschaLl ( fpoe ) , was getan wird , um den

versuchen auswaertigergemeinden , die wiener zweitwohnbesitzer zu
erstmeLdungen zu veranlassen , zu begegnen , antwortete Landeshaupt¬
mann g r a t z , dass die magistratsdirektion in einer Stellung¬
nahme zur voIkszaehlungsVerordnung angeregt hat , kriterien zu finden,die den hauptwohnsitz definieren , solche kriterien koennten zum bei-
spiel die naehe zum berufsort oder der schulort der kinder sein,
auf eine erste zusatzfrage, ob es initiativen des
bundes fuer eine objektive und korrekte abwicklung der volkszaehlung
1981 gibt , antwortete gratz , dass derzeit die volkszaehlungsverord-
nung ausgearbeitet wird , in Wien wird man die zaehlorgane besonders
schulen , damit sie die menschen auf die nachteile , die mit einer
abmeldung aus Wien verbunden sind , aufmerksam machen koennen.

auf die achte anfrage von Landeshauptmann - Stell¬
vertreter dr . b u s e k ( oevp ) , welche Vorarbeiten zu einer aende-
rung des wiener Unvereinbarkeitsgesetzes getroffen wurden , antwortete
Landeshauptmann gratz, dass die Stadt Wien keine Vorarbeiten
unternommen hat . fuer Wien gilt das Unvereinbarkeitsgesetz des bun-
bes und man wartet entsprechende bundesweite regelungen ab . auf die
erste zusatzfrage, ob der Vorschlag von klubobmann
dr . fischer , das Unvereinbarkeitsgesetz auf jene unternehmen , die
der Kontrolle des rechnungshofes unterliegen , anzuwenden , auch fuer
Wien gelten koennte , antwortete gratz , dass es fuer Wien selbstver-
staendlich ist , dass , sollte der bund in dieser richtung einen be-
schluss fassen , das Land Wien eine gleichartige regelung ins äugefassen wird , auf die zweite zusatzfrage, ob
eine solche regelung auch fuer geschaeftsfuehrer und vor-
staende der wiener holding gelten wuerde , antwortete gratz , dass,eine entsprechende regecung des bundes vorausgesetzt , Wien einer
regelung beitreten wird , die dann fuer ganz Oesterreich geltung hat . . /,



29 . Oktober 1979 * ’ rathaus - korrespondenz * * blatt 2692

mit der achter anfrage war die fragesturde des
Landtages erschoepft . Landtagspraesidert pfoch berichtete dem Landtag
dass von der oevp eine dringLiche anfrage an den
finanzstadtrat ueber voraussichtLiehe finanzieLLe beLastungen der
wiener bevoeLKerung vorliegt, , die anfrage wird vor ende der Landtags¬
sitzung behandelt . ( sei ) ( forts . )
1138

wiener Landtag ( 4)

11 Wien , 29 . 10 «, ( rk) entsprechend der regeLung auf bundesebene

soLLen saemtLiche tarife in einer norm zusammengefasst werden , er-

kLaerte stadtrat hans m a y r ( spoe ) aLs berichterstatter zur

vorLage des gesetzes , mit dem das gesetz ueber die festsetzung des

ausmasses von verwaLtungsabgaben im bereich des Landes und der ge¬
meinde Wien und die einhebung von amtstaxen im verfahren nach dem
wiener Landes - und gemeindeabgabengesetz geaendert wird«

abstimmung: in erster und zweiter Lesung einstimmig

angenommen«

hundesteuer

die hundesteuer in Wien ist vor 28 Jahren zum Letztenmal

geaendert worden , betonte stadtrat hans m a y r t spoe ) aLs

berichterstatter bei der vorLage des gesetzes , mit dem die hunde¬

steuer in wien angehoben wird « die jaehrLlche abgabe fuer den ersten
hund pro haushaLt soLL nach diesem gesetz 400 , fuer jeden weiteren
hund 600 Schilling betragen « fuer Wachhunde in Land - und forst-

wirtschaffliehen betrieben wird eine um 200 Schilling ©rmaessigte
hundemarke ausgegeben , wie mayr weiter betonte , sei eine neuer¬
liche erhoenjng dieser Steuer sicher nicht kurzfristig moegiich«

labg . dr , nirn . schall ( fpoe ) betonte , dass die er-

noehung der n un jesteuer fuer zahlreiche Senioren eme echte haerte
bedeute , die von aen Sozialisten vorgeschlagene loesung , keine
sozial begrwendeten ausnahmen zuzulassen und aa f uer dem wiener
tierschutzverein eine Subvention zur finanziellen unterstuetzung
der weniger -^ geterten hyndehaiter zu geben , se " zumutbar . . /•
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hirnschalt brachte daher einen entsprechenden abaende-

rungsantrag ein : fuer pensionisten solle sich die hunde-

abgabe auf 100 Schilling pro kalender jahr ermaessigen , sofern das
einkommen des abgabepflichtigen den jeweiligen richtsatz der aus-

gleichszutage nach dem asvg um nicht mehr als 50 Prozent ueber-

steigt . diese grenze liegt bei alleinstehenden derzeit bei rund
5 . 000 * bei ehepaaren bei 7 . 500 Schilling , abschliessend forderte
hirnschall auch eine wiederverlautbarung der die hundeabgab © be¬
treffenden bestimmungen.

einen weiteren abaenderungsantrag brachte Labg . gertrude
h a ® r t e l ( oevp ) ein : bei ausgleichszulageempfaengern * sozial¬
hilf eempfaengern gemaess dem wiener sozialhilfegesetz und koerper-
behinderten im sinne des wiener behindertengesetzes solle die ab-

gabe auf 100 Schilling reduziert werden * ebenso fuer pensionisten*
die das 60 . Lebensjahr ueberschritten haben , ausserdem wird in dem

antrag gefordert * die haelfte der ertraegnisse der abgab © fuer mass-
nahmen * die zur Verbesserung der Probleme der hundehaltung im

Stadtgebiet dienen * zu verwenden , ueberhaupt von der abgabepflicht
befreit werden sollen Organe des naturschutzes und des bewachungs-
dienstes.

die oevp sei , so haartet , grundsaetzlich nicht gegen die er-

hoehung der hundesteuer * koenne dem gesetz aber nur unter berueck«
sichtigung ihres abaenderungsantrags zustimmen , ( hs)

labg . mayrhofer ( spoe ) wies darauf hin * dass es bei
der Hundesteuer seit fast drei Jahrzehnten keine veraenderung gege¬
ben habe , ueber die berechtigung einer erhoehung besteht ueberhaupt
kein zweifei . die hundesteuer lag in Wien viele jahre unter den
saetzen anderer groesserer staedte in oesterreich . in Zukunft wird
sie etwas darueber liegen * wobei aber in absehbarer zeit ein aus-
gleich zu erwarten ist . die abgabe fuer hunde in bewachungsbetrie-
ben ist als betriebsausgabe steuerlich zu beruecksichtigen . zur frage
der entrichtung der hundesteuer durch alte menschen stellte mayrhofer
fest * dass alt nicht immer gleich arm bedeute , fuer die aelteren
manschen ist unter der spoe ~ regi @rung mehr geschehen als je zuvor,
die stadt wird dafuer sorgen * dass jenen menschen * denen die ent-
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richtung der erhoehten hundeabgabe nicht zugemutet werden kann , ge¬
holfen wird , mayrhofer brachte einen beschlussantrag
ein , dass in haertefaetlen beduerftigen personen eine erleichterung
gewaehrt wird,

die zunehmende haltung von reitpferden in der stadt ergebe
Probleme , erklaerte mayrhofer , er brachte in diesem Zusammenhang
einen besch lussantrag ein , zu pruefen , ob die ein-
hebung einer abgabe fuer die haltung von pferden rechtlich moeglich
und zweckmaessig sei,

stadtrat m a y r nahm zu dem antrag der oevp - stellung und
bezeichnete ihn als nicht sachgerecht , so wuerde die ermaessigung
fuer pensionisten ueber 60 jahren bedeuten , dass jemand , der mit
geringer pension mit 55 jahren in Pension geht , nicht beruecksich-
tigt wuerde , die stadt Wien werde dafuer sorgen , dass jenen , die
es wirklich brauchen , die erhoehung abgegolten wird , es ist aber
sinnvoll , dies nicht durch ein Steuergesetz , sondern durch beschlues
se des gemeinderates festzulegen,

abstimmung : die antraege der fpoe und der oevp wurden
mit den stimmen der spoe abgelehnt , die antraege der spoe wurden
einstimmig zugewiesen , die gesetzesvorläge wurde mit den stimmen der
spoe angenommen , ( ger ) ( forts,)
1255

wiener landtag ( 5 ) :
dringliche oevp - anfrage

13 Wien , 29 . 10 . ( rk ) in einer dringlichen an¬
frag e der oevp an den amtsfuehrenden stadtrat fuer finanzen
und Wirtschaft wurde eine Information ueber die voraussichtlichen
belastungen der wiener bevoelkerung in der naechsten zeit ver¬
langt.

wie landtagsabgeordneter fritz h a h n feststellte , wird das
kommende Jahr nachweislich nettorealeinkommensverluste fuer die be¬
voelkerung mit sich bringen , in naechster zeit soll eine reihe von
wiener abgaben , gebuehrenund tarifenauf landesebene drastisch er-
hoeht werden : beispielsweise wird die hundesteuer um 400 bezlehungs-
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weise 600 prozent erhoeht , die tarife der oeffent liehen Verkehrs¬

mittel um rund 18 prozent , ström und gas zwischen 15 und 20 prozent,

fernwaerme sogar bis zu 30 prozent * am meisten betroffen seien die

pensionisten , jene menschengruppe die sich am Wiederaufbau beteiligt

hat und der nunmehr keine gewerkschaft mehr helfe , wie hahn feststen*

te , haben jedoch die gewerkschaften in den meisten faellen der re-

gierung ohnedies die mauer gemacht * die bevoelkerung hat ein recht

zu wissen , welche belastungswelle 1980 auf sie zurollt , sagte hahn.
das Steuer - und tarifroulette sei voll im gang , stellte labg.

dkfm . a m m a n n ( oevp ) fest , die entwicklung auf landesebene

stehe im Zusammenhang mit den verschiedensten Steuer - und gebuehren-

erhoehungen des bundes und der erhoehung der sozialversicherungsbei-

traege . sie stelle eine belastungslawine dar , die alle haushalte

trifft , die grossen Projekte in Wien , wie das allgemeine kranken-

haus , die donauinsel , die uno - city , die stadterweiterungsprojekte

seien zwar sehr schoen , aber viel zu teuer , jeder wiener habe das

recht zu erfahren , wieviel steuern und abgaben er im naechsten jahr

bezahlen muss und in welchem ausmass jeder einzelne belastet wird,

( ba)

die wiener muessen jetzt zahlen , was von der regierenden rat-

hausmehrheit in den letzten jahren verschlampt wurde , erklaerte

labg . f u e r s t ( oevp ) . neben dem bauring sind bei der

reichsbruecke , beim weststadion , beim schafbergbad , beim hallen-

stadion und beim akh durch planungs - und sorgfaltsmaengel rund

3,5 milliarden verloren gegangen , in diesem sinne hat buergermeister

gratz recht , als er bei der bauring - debatte erklaerte , dass es

keinen Weihnachtsmann gaebe , der die Verluste des baurings abdecken

kann.
Wiens Sozialisten sind bei der gestaltung der tarife und ab¬

gaben ihren grundsaetzen treu geblieben , erklaerte dkfm . b a u e r

( fpoe ) . zu beginn einer Verwaltungsperiode werden die tarife ex¬

plosionsartig erhoeht , dann folgt im durchschnitt jedes Vierteljahr

eine weitere erhoehung und im jahr der gemeinderatswahlen wird nicht

erhoeht . bauen kritisierte , dass die erhoehungen ohne entsprechende

kaufmaennische nachweise beantragt werden , dass sich die erhoehungen
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stets lieber der inflationsrate bewegen und dass sie oftmals rueck-

sichtslos und unsozial sind , die erhoehung bei den Verkehrsbetrieben

erfolgt zum denkbar unguenstigsten Zeitpunkt , gerade jetzt , wo ein

umdenken erfolgt und viele menschen bereit sind , auf oeffentliche

Verkehrsmittel umzusteigen , macht man wahrscheinlich mit der tarif-

erhoehung diese bemuehungen zunichte «, ( sei ) ( forts . )

1306

wiener landtag ( 6 ) :

14 Wien , 29 . 10 . ( rk ) labg . p o e d e r ( spoe ) bedauerte in
seinem debattenbeitrag , dass gerade jene Vertreter der volkspartei
schwiegen , die es als mitarbeiter der Wirtschaft eigentlich besser
wissen muessten . gleichzeitig wies poeder auf die teuerungsraten
der letzten jahre - seit 1977 rund 16 Prozent - und auf die

Verteuerung des oels - der preis pro tonne stieg seit jaenner
1979 von 1 . 350 auf 1 . 790 s - hin . nettoreallohnverluste werde es

jedoch , so poeder , hoechstens bei spitzengehaeltern geben , notwen¬

dig sei eine Politik des absicherns und abstuetzens , wie sie in
Oesterreich auch betrieben werde , zum thema gewerkschaften meinte
poeder , dass die gewerkschaften sicher nicht eine Steuersenkung im
ausmass der Senkung 1975 erzwingen wuerden , wenn der preis dafuer
150 . 000 arbeitslose waeren . poeder wandte sich ausserdem gegen den

politischen stil der oevp , die zwar in toenen des grossen ver-
staendnisses spreche , in ihren handlungen jedoch kleinliche,
diffamierende angriffe fuehre.

landtagspraesident hahn ( oevp ) wies nochmals darauf hin , dass
durch die belastungen des kommenden jahres nettorealverluste ent¬
stehen wuerden , die vor allem die bezieher von einkommen ab 11 . 000
s treffen wuerden . gleichzeitig kritisierte hahn die mangelnde
koordinierung innerhalb der Vizepresidenten des oegb , von denen,
wie hahn meinte , der grossteil in der steuerfrage der regierung
ohnehin nicht * * die mauer mache * * , ( hs ) ( forts . )
1325
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kommunal:
xCBtxsatssjsssscsssacsa 'Bsscsststsx

wiener Landtag ( 7)

16 Wien , 29 * 10 . ( rk ) stadtrat m a y r stellte in seiner an¬
frag ebeantwor tung fest , dass die Stadt Wien bei erhoehungen kaum
jemals vorangeht , sondern auf preiserhoehungen reagiert , die in
der privatwirtschaft vorgenommen wurden und sehr oft vorgenommen
werden mussten , die wirtschaftspolitik sollte sich nicht danach
ausrichten , gegen wen es jeweils geht , sondern es sollte eine
mindestsachgrundlage vorhanden sein , die veranlagte einkommens-
steuer stieg von 17,6 milliarden im jahr 1974 auf 17,7 1978 , die
Lohnsteuer im gleichen Zeitraum von 27,3 milliarden auf 51,3 milli-
arden . er wuerde dazu von seiten der oevp gerne die gleichen sach¬
lichen toene hoeren wie von seiten der gewerkschaf ten «,

mayr kritisierte die poliiik der ’ Kindesweglegung • ’ seitens
der oevp : sie habe den abwassergebuehren zugestimmt , er habe eigent¬
lich die hoffnung gehegt , dass zustimmen auch dazustehen bedeute,
er verstehe nicht , sagte mayr im Zusammenhang mit der hundeabgabe,
dass eine erhoehung in der debatte als exorbitant bezeichnet wird,
wenn man zugleich ankuendigt , dieser ehoehung zustimmen zu wollen,
wenn nur ein paar ausnahmeregelungen eingefuegt werden , zur
frage des steuert indungsrechtes erklaerte mayr , dass die staedte
wesentlich mehr in den finanzausgleichstopf zahlen als sie zurueck-
bekommen . es ist klar , dass eir , solidaritaetsbeitrag fuer die finanz
schwachen gemeinden zu leisten sei , aber auch der bedarf der
groesseren staedte sei zu decken.

bei der frage der finanzierung des oeffent liehen nahverkehrs
sei eine gesamtoesterreichiscne sicht der dinge notwendig , im ge¬
samten bundesgebiet mit aus ^ahme einiger staedtischer regionen wird
der nahverkehr durch den bund erbracht , das defizit in der groessen-
ordnung von 16 bis 17 milliarden belastet jeden oesterreichischen
Steuerzahler unabhaengig >/on seinem Wohnsitz , dies sei in ordnung.
nicht in ordnung sei ab € * , dass die einwohner der Stadtregionen
darueber hinaus fuer ihre eigenen Verkehrsbetriebe Steuer Leistungen
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bringen muessen . eine gesamtoesterreichische loesung waere notwendigwobei auch jene taender einen beitrag zu den kosten des nahverkehrsLeisten muessten , die derzeit vom bund allein bedient werden.durch die tarifregelung bei den wiener Verkehrsbetriebensoll der realwert des tarifs von 1976 wiederhergestelLt werden,
mayr bekannte sich dazu , dass die oeffentliche hand einen beitrag zuden kosten des nahverkehrs zu Leisten habe , aber auch die benuetzerder oeffentLichen Verkehrsmittel muessen dazu einen zumutbaren
beitrag Leisten , mayr wies darauf hin , dass in diesen Wochen inmuenchen eine erhoehung der tarife fuer die oeffentLichen Ver¬
kehrsmittel um 30 prozent vorgenommen werde.

mayr sprach sich fuer einen tarifverbund zwischen wiener Ver¬kehrsbetrieben , bundesbahnen , niederoesterreich und burgenland aus
'

man muesse aber auch darauf aufmerksam machen , dass die vorteiledavon nur zum geringsten teil die wiener selbst , vor allem jedochdie einpendler aus dem umland haetten.
zu den absichten im einzelnen stellte mayr fest , dass die hunde-abgabe und die Verwaltungsabgaben im heutigen Landtag behandelt wur¬den . mit der erhoehung der Verkehrsbetriebe - tarife wird eine an-

Passung an die kostenentwicklung vollzogen.
e - werke und gaswerke haben - so wie alle anderen energiever¬

sorgungsunternehmen - antraege bei der preisbehoerde eingebrachtdas austoesende moment sind die steigenden kosten der primaerener-
gien oel und gas*

in diesem Zusammenhang wies mayr darauf hin , dass eine ent-
scheldung getroffen werden muesse , ob die energiepreispolitik
regional oder gesamtoesterrelchisch betrieben werden soll , in jenenlaendern , wo die Stromerzeugung vorwiegend in Wasserkraftwerken er¬folgt , spielt die komponente primaerenergle keine rolle , waehrenddie laender mit kalorischen kraftwerken steigende primaerenergie-kosten zu verzeichnen haben , verschaerft wird dieses problem nocha urch , dass auf jenem gebiet , wo die laender mit kalorischen kraft-erken einen gewissen regionalen vorteil haetten , naemlich auf demer oelsektor , sehr wohl eine gesamtoesterreichische Preisregelungbesteht , er vermisse , erklaerte mayr , eine Stellungnahme der oevp zudiesem problemkreis - /
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fuer die fernwaermeversorgung gelte grundsaetzlieh aehnliches
wie fuer den ström - und gaspreis * die tariffestsetzung erfolge aber
in eigenverantwortung des Unternehmens.

der gebuehrenspiegel sei derzeit in arbeit . er kann nicht
vor der festsetzung des Voranschlages erstellt werden , der gebuehren
Spiegel werde dem gemeinderat rechtzeitig vorgelegt werden * grund-
saetzlich werde man beim kostendeckungsprinzip verbleiben , die
Steuer - , tarif - und gebuehrenpolitik des landes Wien werde auch
weiterhin so wie bisher auf die tragfaehigkeit der Wirtschaft,
auf die konkurrenzfaehigkeit gegenueber dem umland und auf die zu
erbringenden sozialen leistungen bedacht nehmen , erklaerte mayr
abschliessend , ( ger ) ( schluss)

1422
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k u L t u r :
nssatotasnssaeass

Lebensbetrachtungen eines wahlwieners

12 Wien , 29 . 10 , ( rk ) zu einer famitienfeier gestattete sich die

praesentation des buches ’ ' ein mann vom Lande oder namenLose

zwiLLingsbrueder * ’ von hofrat prof . dr e aLbert mitringer,

die der oberoesterreichische LandesverLag im pressecLub concordia

in Wien vornahm , mitringer , der aus steyr stammt und aLs junger

mensch nach Wien kam , war mitarbeiter der wiener voLksbiLdung , wurde

dann Leiter der staedtischen buechereien und war vieLe jahre direk¬

ter der wiener stadtbibLiothek . er war auch Langjaehriger Vorsitzen¬

der des direktionsrates der wiener Symphoniker und ist noch

heute vorstandsmitgLied des pressecLubs concordia . in seinem kLeinen

aber koestLichen prosaband , in dem er eine art gespraech mit sich

seLber fuehrt , nimmt er eine art heimkehr in seine oberoesterrei¬

chische heimat vor . bei der praesentation trug carL hans w a t z i

g e r aus dem neuen band mitringers vor . ( ab)

1257
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kommunal:

diese woche kein buergermeister - pressegespraech

7 Wien , 29 . 10 * ( rk ) in dieser woche findet kein pressegespraech
des wiener buergermeisters statt , ( sti)
1042
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lokal:
saa » ass =ssaa : Ä3 ~ rE

bürg - und neustiftgasse werden beschleunigt

21 Wien , 29 . 10 . ( rk ) in der nacht vom 30 . auf den 31 . Oktober
werden in der burggasse und in der neustiftgasse die fuer die neue
regelung des ruhenden Verkehrs massgeblichen Verkehrszeichen mon¬
tiert . anstelle der bisherigen Spitzenzeitenhalteverbote treten
absolute halteverbote , kurzparkzonen und ladezonen . damit soll der
verkehrsfluss in der burggasse und in der neustiftgasse beschleunigt
werden , ( gab)
1543
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kommunal:
8aassxas8 » B « sssiar

wiener gemeinderat ( 1)

17 Wien , 29 * 10 . ( rk) die Sitzung des wiener gemeinderates unter
dem vorsitz von gr . mayrhof er ( spoe ) begann mit der
fragestunde.

auf die erste anfrage von gr . dipl . - ing . dr.
pawkowicz ( fpoe ) bezueglich des belueftungssystems in der
u - bahn , antwortete stadtrat n i t t e l ( spoe ) , dass die be-
lueftung der u - bahn derzeit ueber ein ventilatorensystem erfolgt*
durch das bremsen der wagen steigt die ansaugtemperatur , wodurch ein
unerwuenschter aufheizeffekt in den Waggons entstehe , derzeit
wird an der umkehrung des belueftungssystems gearbeitet , die um-
ruestung der garnituren wird bis april 1980 abgeschlossen sein*
auf die erste zusatzfrage, warum man sich nicht
am beispiel im ausland orientiert habe , antwortete nittel , dass ge¬
rade die beschwerden der auslaendischen fahrgaeste zur anwendung
einer neuen konstruktion gefuehrt haben * die kostenaufStellung fuer
die umruestung werde schriftlich an gr . pawkowicz erfolgen.

auf die zweite anfrage von gr « seeboeck
( spoe ) wann das Provisorium der sued - ost - tangente , abfahrt land-
strasser guertel durch die endgueltige strassenfuehrung ersetzt
werde , sagte stadtrat nittel, dass er noch keinen konkreten
bautermin angeben koenne , da das generelle Projekt noch in an¬
bei sei und erst vom bautenministerium genehmigt werden muesse.
auf die erste zusatzfrage bezueglich der absied-
lung eines klubhauses antwortete nittel , dass das absiedlungsver¬
fahren bereits eingeleitet sei.

auf die dritte anfrage von gr . maria
hampel - fuchs ( oevp ) inwieweit beim neubau von
Stationen von oeffent liehen Verkehrsmitteln auf aeltere menschen
und muetter ruecksicht genommen werde , antwortete stadtrat nit¬
tel, dass bei allen neuen Projekten fahrtreppen , bei besonderer
tieflag8 auch lifte eingebaut werden sollen , bei der guertelstadt-
bahn werde derzeit die moeglichkeit des lifteinb ? us ueberprueft , bei
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der wientatstadtbahn sei dies auf grund der beengten raeumtichen
verhaettnisse nicht moeglich . auf die erste zusatzfra-
g e , ob auch bei den Stationen der strassenbahnlinie » 64 * Lifte
oder fahrtreppen eingebaut werden , sagte nittel , dass der ausbau
auf jeden fatt erfolge , sobald die linie als u - bahn - gefuehrt wer¬
de . der derzeitige umbau wuerde etwa fuenf millionen kosten , auf die
zweite zusatzfrage, zu welchem ergebnis die lau¬
fenden ueberpruefungen gefuehrt haben , sagte der verkehrsstadtrat
dass prinzipiell bei allen kuenftigen Projekten je nach der bau¬
lichen ausfuehrung entweder lifte , fahrtreppen oder rampen einge¬
plant werden . auf die vierte anfrage von gr . ing.
k r e i n e r ( oevp ) ueber die verhandlungen mit dem bund wegen
der Ikw - abstellpLaetze unter der sued - ost - tangente , antwortete
stadtrat nittel , dass ein grundsatzvertrag mit dem bund ueber die
generelle nutzung der ftaechen unter hochstrassen angestrebt werde,
ein teil der flaechen wurde von der stadt Wien fuer lagerzwecke
bereits in anspruch genommen , ( ba ) ( forts)
1441

wiener gemeinderat ( 2)

18 wien , 29 . 10 . ( rk ) die fuenfte anfrage wurde
zurueckgezogen . auf die sechste anfrage
von gr . h a b e r l ( spoe ) , ob bekannt ist , aus welchen gruen-
den das auf den draschegruenden geplant gewesene einkaufs-
zentrum nicht errichtet worden ist , antwortete stadtrat m a y r
( spoe ) , dass man das nicht sicher beantworten kann , man konnte nur
einen bestimmten eindruck aus einem im nachrichtenmagazin » » profil » »
erschienenen artiket bekommen , in diesem artikel wird festgehalten,
dass die baufirma universale ueber einen dritten gelder an personen
bezahlte , die mit der durchfuehrung des Projektes auf den drasche¬
gruenden befasst waren , nach Zahlung dieser gelder hat sich nach dar-
stetlung des » » profil » » das Projekt draschegruende * » aufgeloest * »
und es wurde ein paar hundert meter suedlich ausserhalb Wiens ein
einkaufszentrum gebaut , an dem die universale zu 40 Prozent beteiligt
ist . da die darstellungen im nachrichtenmagazin » » profil » » bisher

/



29 . Oktober 1979 1 » rathaus - korrespondenz • * blatt 2705

unwidersprochen blieben , sollte man sich mit diesen dingen naeher
beschaeftigen . auf die erste zusatzfrage , wer
eigentuemer der universale ist , antwortete stadtrat mayr , die
creditanstalt - bankverein . Vorsitzender des aufSichtsrates ist
Syndikus dr . kurt grimm , sein Stellvertreter dr . guido schmid-
chiari . die ca versuchte , auch in anderen faellen betriebe aus Wien
zu verlagern , so soll die Verwaltung von semperit nach traiskirchen
verlegt werden und der austria - email soll nun nach der betriebs-
staette in Simmering auch die zweite betriebsstaette in Ottakring
geschlossen werden , auf die zweite zusatzfrage ,
ob dies geschaeftsbeziehungen zur stadt Wien tangieren werde , ant¬
wortete mayr , dass es keine reaktionen geben werden , bevor es nicht
endgueltige klarheit ueber die richtigkeit oder nichtrichtigkeit der
im nachrichtenmagazin * ' profil * * erhobenen vorwuerfe gibt , mayr
forderte die pruefungsstellen des finanzministeriums auf , klarheit
in die dinge zu bringen , weil die im profil erhobenen vorwuerfe auch
auf eine Steuerhinterziehung hinauslaufen.

auf die siebente anfrage von gr . h a h n
( oevp ) , ob es richtig ist,dass sich die republik Oesterreich dem
verfahren der firma strassgschwandtner und ambros gegen die
gemeinde Wien betreffend klaerung der verschuldensfrage beim so¬
genannten * ’ bauskandal weststadion * * angeschlossen hat , antwortete
buergermeister g r a t z , dass der masseverwalter auf die
herausgabe der einbehaltenen betraege wegen der nichtrichtigkeit der
bauausfuehrung geklagt habe , dass sich die republik dieser klage
angeschlossen hat * auf die erste zusatzfrage,
dass bereits im jahre 1975 maengel erkennbar waren , und was damals
unternommen wurde , diese maengel zu beseitigen , antwortete gratz,
dass er dies ohne einsicnt in die akten nicht beantworten koenne.
auf die zweite zusatzfrage , wann der rech-
nungshof berich t ueber das weststadion und ueber die gebarung der
gemeinde Wien vorgelegt wird , antwortete gratz , dass dies geschehen
werde , wenn der rechnungshof auf grund der Stellungnahme der wiener
Landesregierung eine endgueltige erklaerung abgibt.

auf die achte anfrage von gr . dr . hirn-
schall ( fpoe ) , wie er sich zu der tatsache stelle , dass die
Vorstandsmitglieder der wiener messe ohne genehmigung der gemeinde-
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holding 20 1/2 monatsgehaelter beziehen , antwortete stadtrat

uJm ! ! ! l
SP ° e) ’ daSS 68 061 d6r Wier,er messe sei * Jahrzehntenich ist , dass die dienstvertraege zwischen dem aufsichtsrat unddem verstand abzuschliessen sind , bereits vor gruendung der hotdingbestand eine regelung mit 19 monatsgehaeltern zuzueglich einer er-olgspraemie . die erfolgspraemie wurde in den Jahren 1976 , 1977 und1978 ausbezahlt und fuer das Jahr 1979 ist eine gleichartige praemienicht vorgesehen , beim dritten Vorstandsdirektor , der auf verschlagvon der wiener Handelskammer nominiert wurde , wurde von der wienerHandelskammer darauf bestanden , dass dieser Vorstandsdirektor denanderen direkteren geleichgestellt wird , auf die erste

zusatzfrage , dass der aufsichtsrat nicht Informiertwar , sondern nur das praesidium , antwortete stadtrat veleta , dass inmaterieller hinsicht die gehaelter der messedirektoren branchen-ue lieh sind , er habe Jedoch die wiener holding angewiesen , dasseine reduzierung der anzahl der gehaelter versucht werden soll , aufdie zweite z u s a t z f r a g e , wie er sich zu der
aeusserung von generaldirektor hintischig stelle , der sich beieiner Verdoppelung seiner bezuege mit 12 monatsbezuegen zufriedengebe , verwies veleta auf seine bisherigen aeusserungen , vor allemauf seine anweisung an die holding , eine reduzierung der anzahlder gehaelter zu versuchen.

auf die neunte anfrage von vbgm . dr . b u s e k( oevp ) , wie weit die Verhandlungen zwischen der gemeinde Wien undder wiener gebietskrankenkasse betreffend den ankauf eines grund-stueckes in Wien 6 , linke Wienzeile 24 - 26 , bisher gediehen sindan, . ort « . . t . dtr . t » . I . t . dass „ . 3M1 . tskr . „ k , ; .Kasse dieses areal 1967 kaufte , um ein verwaltungsgebaeude daraufzu errichten , diese plaene wurden nicht realisiert , und so bot die
gebietskrankenkasse einen teil des grundstueckes im Jahr 1976 dergemeinde zum kauf an . wegen divergenzen ueber den kaufpreis wurdendie Verhandlungen nicht weiter verfolgt , im sommer 1978 sind bezirks-funktionaere an die gemeinde mit dem wünsch nach neuen Verhandlungenerangetreten . die ma 69 wurde beauftragt , wieder in Verhandlungeninzutreten , ein ergebnis ist derzeit nicht abzusehen , auf die

ste zusatzfrage f um welchen betrag die gebiets-

• /.

a
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Krankenkasse das grundstueck gekauft hat und um welchen betrag sie

es zum verkauf angeboten hat , antwortete veleta , dass er die

zahlen nicht im köpf habe , er werde die frage schriftlich beant¬

worten . auf eine zweite zusatzfrage , ob er

eine ungefaehre angabe machen koenne , antwortete veleta , dass er

bei taufenden Verhandlungen keine nicht abgesicherten zahlen dem

wiener gemeinderat vorlegen moechte . ( sei ) ( forts . )

1529

wiener gemeinderat ( 3)

19 Wien , 29 . 10 «, ( rk) auf die zehnte anfrage von
gr . holubarz ( spoe ) , wann die Verkehrskonzeption fuer Wien
dem gemeinderat zur beschlussfassung vorgelegt werden wird , antwor¬
tete stadtrat univ . - prof . dipl . - ing . w u r z e r , das dies anfang

• 1980 der fall sein werde , auf die erste zusatzfrage
nach dem grund der verzoegerung - urspruengticher termin war der
herbst 1979 - erktaerte wurzer , dass der obmann des klubs der*
oevp - bezirksvorstehr und - stetIvertreter um f ristverlaengerung
zwecks abgabe einer Stellungnahme ersucht habe , diese frist laufe
mitte november ab.

die elfte anfrage wurde von gr . jedletz-
b e r g e r ( oevp ) gestellt und betraf die errichtung von klein¬
gar tenhuetten auf einem als gruenland - taendliches gebiet gewidmeten
grundstueck in Simmering , stadtrat unlv . - prof * dipl . - ing . dr.
w u r z e r erktaerte dazu , dass diese baulichkeiten auf dem
grundstueck hoertengasse 56 - wochenendhuetten und mobilheime -
widerrechtlich errichtet wurden , die baubehoerde hat daher in allen
faellen abtragungsauftraege - die allerdings noch nicht rechts-
kraeftig sind ~ und einstellungsauftraege erteilt , auf die
erste zusatzfrage, wie die derzeitige nutzung des
grundstuecks fuer wochenendhuetten begruendet sei , wiederholte
wurzer , dass diese baulichkeiten ohne genehmigung errichtet worden
seien , bei einer ueberpruefung durch di © md - v @ rwattungsrevision am
vergangenen samstag habe man festgestellt , dass derzeit keine bau-
fuehrungen durchgefuehrt wuerden . auf die zweite zusatz¬
frage nach moeglichkeiten zur Wiederherstellung des ursprueng-
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liehen zustands erwiderte wurzer , dass nach der entscheidung durch
die baubehoerde der urspruengliehe zustand wiederhergestellt werde.

auf die zwoelfte anfrage von gr . b r o s c h
( spoe ) nach dem Zeitpunkt der dezentralisierung der einreich - und
informationsstelle fuer Wohnbeihilfen erklaerte str . hatzi,
dass voraussichtlich im fruehjahr 1980 die erste aussenstelle in
betrieb gehen koenne . auf die erste zusatzfrage
nach den vorgesehenen bezirken erklaerte hatzi , dass der 12 . und
23 . sowie der 21 . und 22 . bezirk gemeinsam je eine derartige
servicestelle erhalten werden , auf die zweite zusatz¬
frage nach verbesserter Information bei den Wohnbeihilfen
betonte hatzi , dass im rahmen des Services der stadt Wien wohn-
beihilfenbezieher nun vor ablauf der frist informiert werden und
gleichzeitig ein antragsformuLar fuer die verlaengerung erhielten.

die 13 . anfrage wurde von gr 0 kneisler ( spoe)
gestellt und betraf die regelung bei der verglasung von loggien.
str . hatzi erklaerte dazu , dass in neuen staedtischen Wohn¬
bauten - vor allem jenen , die seit dem heurigen sommer fertig¬
gestellt wurden - keine genehmigungen fuer die verglasung von
loggien erteilt werden , auf die erste zusatzfrage
nach der regelung bei aelteren staedtischen Wohnbauten erwiderte
hatzi , dass bei gebaeuden , in denen bisher keine genehmigungen er¬
teilt wurden , auch weiterhin keine gegeben werden , lediglich bei
wohnhaeusern , in denen die verglasung von loggien bereits be¬
willigt wurde , koennten auch weiterhin entsprechende bewilligungen
moeglich sein , einen widerruf bereits erteilter genehmigungen werde
es nicht geben , gleichzeitg forderte hatzi alte mieter , die ihre
Loggia ohne genehmigung verbaut haben , im Interesse der Sicherheit
auf , eine entsprechende bewilligung nachtraeglich zu beantragen,
auf die zweite zusatzfrage nach Problemen beim
fensteraustausch in gemeindebauten erklerte hatzi , dass einige
firmen derzeit versuchten , mieter in eine unerfreu liehe Situation
zu bringen , indem sie fenster austauschen , auch wenn es dafuer keine
genehmigung gibt , hatzi appellierte in diesem Zusammenhang an die
mieter der staedtischen wohnhaeuser , sich vor veraenderungen in der
wohnung bei den zustaendigen dienststeilen zu erkundigen.
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auf die 14 . anfrage von gr . oblasser ( spoe ) ,
wieviele ansuchen um Wohnungsverbesserung heuer erledigt werden

konnten , betonte str . hatzi, dass seit Jahresbeginn bis

mitte Oktober 9 . 489 antraege mit einem dar Lehensvolumen von 638,8

mio . s zugesichert bzw . erledigt werden konnten , auf die erste

zusatzfrage nach einer prioritaetenliste erwiderte hatzi,

es sei eine prioritaetenschiene erarbeitet worden , in der vor allem

antraege auf beseitigung des substandards , einbau von bad bzw . hei-

zung und wohnungszusammenlegung mit kategorieverbesserung berueck-

sichtigt werden , auf die zweite zusatzfrage

nach kuerzeren Wartezeiten erklaerte hatzi , er hoffe , mit hilfe der

edv ab 1980 den antragstellern bereits bei einbringung des ansuchens

eine positive oder negative entscheidung mitteilen zu koennen und

bei positiver entscheidung auch gleich die besorgung des dar-

lehens zu ermoeglichen * ( hs ) ( forts . )

1536

wiener gemeinderat ( 4)

20 Wien , 29 . 10 . ( rk) auf die 15 . a n f r a g e von gr . ing.

s v o b o d a ( spoe ) , ob der gegenwaertig zur diskussion stehende

entwurf eines neuen wohn - und mietrechtsgesetzes fuer die stadt

Wien im bereich der wohnhaeuserverwaltung einen vertretbaren weg
darstelle , erklaerte stadtrat hatzi, dass es erfreulich sei,

dass in Zukunft erhaltungsbeitraege in anspruch genommen werden koen¬

nen * dies bedeutet , dass die finanziellen belastungen fuer die

einzelnen mieter mittel - und langfristig so gering wie moeglich ge¬
halten werden koennen . auch die verstaerkte Sicherung der rechte der

mieter sei von grosser badeutung . auf die zusatzfrage,
ob sich bei einer raschen beschlussfassung ueber dieses gesetz fuer

die stadt Wien bezueglich der raschen realisierung Schwierigkeiten

ergeben , antwortete hatzi , dass dies nicht der fall sei.
auf die 16 . a n f rage von dkfm . b a u e r ( fpoe ) , ob

die derzeitige einsatzbekleidung der wiener feuerwehr allen modernen

anforderungen entspricht , antwortete stadtrat schieder

( spoe ) , dass ebenso wie bei anderen in - und auslaemUschen feuerweh-
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ren ende der 6oer jahre eine neue verbesserte bekleidung elngefuehrtwurde , aufgrund neuer entwickLungen und erkenntnisse , wurden seit1977 gespraeche - auch mit deutschen feuerwehren - ueber neue beklei-dungsmoegLichkeiten gefuehrt . aufgrund dieser erkenntnisse , ge¬spraeche und entwickLungen sowie der erfahrungen bei braenden imJahr 1978 wurde heuer die umsteLLung auf eine neue einsatzbekLeidungin angriff genommen , wobei 20 Prozent der feuerwehrLeute JaehrLlchmit der auf dem modernsten stand befind Lichen bekLeidung ausgeruestetwerden , schieden verwies auf die praktisch ununterbrochene Weiter¬entwicklung auf diesem gebiet , deshalb wurde auch ein eigener ar-beitskreis , der sich damit beschaeftigt , gebildet , ueber die normaleeinsatzbekLeidung hinaus gibt es auch eine reihe von schutzbekLei-dungsstuecken fuer spezieLLe einsaetze ( schütz Jacke , aLLwetter-
schutzbekLeidung , gas - saeure - kontaminationsschutzanzug , kontamina-
tionsschutzanzug gegen radioaktive Substanzen , oeLschutzanzug
hitzeschutzanzug ) . schieden unterstrich das bemuehen , die feuerwehroptimal auszuruesten . auf die erste z u s a t z f r a g e obes stimme , dass die umruestung erfoLge , weil die bisherige bekLeidungden modernen anforderungen nicht entsprach , antwortete schieden , die!

n c r chtig . aber es gibt auf diesem gebiet staendig neue ent-wlckLungen , denen rechnung getragen wird , auf die zweite z u -
tzfrage, ob es richtig sei , dass feuerwehrLeute beieinsaetzen wie in den 30er Jahren » ’ nassgespritzt » ’ werden muessenantwortete schieden , dass dies nicht den tatsachen entspreche .

’
grundsaetzLich muss festgesteLLt werden , dass bei keiner feuerwehrder weit alle feuerwehrLeute zu Jedem Zeitpunkt nach dem Letztenstand der entwickLung ausgeruestet sind , es bestehe aber das be-muehen , den neuen entwickLungen Laufend rechnung zu tragen , ( ger)
1542

wiener gemeinderat ( 5 ) :
anfragen und antraege

f
wien

> 29 . 10 . ( rk ) seitens der oevp Lagen zwei schriftliche
und

9 ® n sowie neun ant raege vor . die antraege betreffend strecken-

verwert T
" SChUeUr und stude hten , Seniorennetzkarten , dieVerwendung der mittel aus den rueckerstattungsbetra ^ n an bausparer

J.
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fuer die Stadterneuerung , Information fuer behinderte , information

fuer die aerzte Wiens ueber krebsbehandLung , die ueberpruefung der

bauordnung hinsichtlich brandschutz , sowie die befassung des wiener

gemeinderates mit dem fernwaermetarif wurden den zustaendigen aus-

schuessen zugewiesen « der oevp - antrag betreffend die fuehrung des

Studentenheimes doebling als jugendgaestehaus der stadt Wien wurde

dem buergermeister zugewiesen . seitens der fpoe lagen eine schrift¬

liche anfrage sowie zwei antraege vor « der fpoe - antrag bezueglich

energiesparmassnahmen ging an den buergermeister , der antrag ueber

die einfuehrung eines fahrdienstes fuer behinderte an die zu¬

staendigen ausschuesse.

gr * hirnschall ( fpoe ) beantragte die behandlung eines

tagesordnungspunktes ueber eine schadensverguetung , der fuer die

nichtoeffent liehe Sitzung vorgesehen ist , in der oeffentliehen

Sitzung « stadtrat dr « g o l l e r ( oevp ) empfahl die unterstuetzung

dieses antrages«
abstimmung : mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

donaubereich Wien

gr * b r o s c h ( spoe ) beantragte die zustimmende kenntnisnah-

me des abschlussberichtes des donaubereichs - beirats , in der gemelnde-

raetlichen stadtplanungskommission sind bereits berichte ueber den

Wettbewerb donaubereich zustimmend zur kenntnis genommen worden , die

koordinationsstelle und ein beirat haben die arbeit des Wettbewerbs

weitergefuehrt . die generelle Planung sei nun abgeschlossen , die er-

gebnisse liegen vor.

gr « dipl . - ing * dr . pawkowicz ( fpoe ) betonte , dass

seine fraktion dem bericht zustimmen werde , besonderes augenmerk wird

die fpoe auf die 2 eitgerechte fertigstetlung der hochwasserschutz-

massnahmen legen sowie auf die umweltgerechte ausgestattung des Pro¬

jekts . pawkowicz kritisierte den bau der autobahn sowie die errich-

tung der 5 . donaubruecke durch das erholungsgebiet der stadt . ( ba)

( forts . )
1603
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kommunal:
SSCSSSS3S3SSSSSSS

wiener gemeinderat ( 6)

25 Wien , 29 . 10 * ( rk) die sorgen der oevp aus dem jahr 1969 haben
sich bestaetigt , erklaerte gr . dr . m a y r ( oevp ) . nach zehn
jahren haben wir noch keinen hochwasserschutz und das Projekt wird
acht milliarden kosten , es ist zu begruessen , dass das ursprueng-
liche Projekt einer reinen * » kanalloesung * ’ durch die einschaltung
eines Wettbewerbes zu einer echten staedtebauliehen loesung wurde,
es gibt noch zahllose offene fragen:
o offen ist das verhaeltnis zwischen der stadt Wien und der republik

hinsichtlich der grundverhaeltnisse . wird sich die nutzung des
bundes in die gesamtloesung einfuegen?

o offen ist , wer das gebiet nach der fertigstellung verwaltet,
o offen ist , wie die freizeiteinrichtungen finanziert werden , die

oevp ist fuer eine mischung von vereinssport und freizeitabgebot
von gewerblichen betrieben , auf jeden fall muessten sich die ein-
richtungen selbst finanzieren.

o offen ist die nachtolgefrage fuer die koordinierungsstelle , auch
nach fertigstellung des Projektes sollte auf die einhaltung des
leitkonzeptes fuer den donaubereich geachtet werden.

das nordbahnhofgelaende waere sehr gut geeignet fuer die stadt-
erneuerung und fuer eine wohnverbauung . durch eine solche Ver¬
bauung kaemen viele manschen in den genuss der neuen freizeiteinrich-
tungen . ( sei)

einen echten gesirmungswandel bei der oevp stellte gr.
a s c h e r l ( spoe ) fest : jene partei , die urspruenglieh fuer das
Projekt des bundesstrombauamts war - es sah im wesentlichen nur
eine verstaerkung beziehungsweise erhoehung der daemme vor - stimme
nun den ergebnissen der beratungen zu.

entscheidend bei dem projekt sei , meinte ascherl weiter , dass
an der planung nicht nur experten beteiligt waren , sondern darueber
hinaus auch die interessierte bevoelkerung weitgehende information
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und umfassende mitsprachemoeglichkeit erhieLt . die gespraeche mit
dem behindertenverband , die in den letzten tagen gefuehrt wurden,
zeigen , wie sehr man sich beim bereich donauinsel auch um kleine
gruppen kuemmert , betonte äschert.

zur frage der langen bauzeit erinnerte der gemeinderat daran,
dass bei der ersten donauregulierung vom vorliegen der ersten
plaene - bereits im jahr 1810 - bis zum abschluss der arbeiten an
der donau , im jahr 1884 ebenfalls sehr lange zeit vergangen sei.

die wichtigste funktion des Projekts donaubereich sei zweifel¬
los der hochwasserschutz • bei der nutzung der erholungstandschaft
seien vor altem erholung und sport zu beruecksichtigen . es existiere
bereits ein erster entwurf fuer einen entsprechenden fLaechenwidmunge
und bebauungsptan . der wald - und wiesenguertel werde damit wieder
grösstlaechig erweitert , abschliessend wies ascherl auf die be-
deutung der vom juryvorsitzenden prof . maurer erarbeiteten Studie
hin.

ebenfalls zu dieser Studie betonte str . univ . - prof . dipt . - ing.
dr . w u r z e r ( spoe ) in seinem debattenbeitrag , er , wurzer,'
sei in bezug auf die abwanderung der wiener in das umland opti¬
mistisch . eine abwanderung zeigt sich in allen europaeischen gross-
staedten , jedoch zeichne sich teilweise bereits ein umkehreffekt
ab . diese entwicktung koenne auch in Oesterreich eintreten , meinte
wurzer und verwies auf eine pressekonferenz des niederoesterreichl-
schen Landeshauptmann - Stellvertreters Ludwig , der auf das anwachsen
des bautands gegenueber unbebauten gebieten aufmerksam machte,
bodenpreissteigerung , Verdichtung des baugebiets und auch die moeg-
lichkeiten , die Wien qualifizierten arbeitskraeften bietet , koennten,
so wurzer , zu einer trendumkehr fuehre.

zum thema nordbahnhof , das in der debatte ebenfalls angesprochen
worden war , meinte wurzer , man habe bei der ausschreibung des Wett¬
bewerbs multifunktionale nutzung mit besonderer rolle der wohnnutzung
verlangt , sollte die oebb das gelaende fuer ihre zwecke brauchen , so
sei dieser wünsch allerdings wie bei jedem grundeigentuemer zu re-
spek tieren.

die gestattung des donaubereichs sowie die errichtung des inter¬
nationalen amtssitz - und konferenzzentrums haben zweifellos erheb¬
liche entwicklungsimpuIse in diesem stadtbereich ausgeloest , er-
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klaerte wurzer weiter * beim donaubereich sei anstelle eines techno«

kratischen ein integrales , umweltfreundliches und - gestaltendes pro«

jekt entstanden , das von alten in dieser stadt bestimmenden kraeften

getragen werde * das projekt donaubereich war in Oesterreich der

erste versuch einer wirklich offenen Stadtplanung unter beteiligung
und mitwirkung der bevoelkerung , schloss wurzer * ( hs)

aus einem wasserbauprojekt ist ein staedtebauliches projekt

geworden , ejpklaerte gr * b r o s c h ( spoe ) in seinem Schlusswort*

es ist moeglich , die notwendigen Strassen - und brueckenbauwerke so

zu gestatten , dass die erholungsftaeche so gering wie moeglich be¬

lastet werden * die koordinationsstette donaubereich wird ihre taetig-
keit fortsetzen.

ab Stimmung : einstimmig angenommen » ( ger ) ( forts)

1703

wiener gemeinderat ( 7 ) :
schutersatz fuer fuenf - tage - woche

26 Wien , 29 . 10 * ( rk ) gr * wiesinger ( spoe ) stellte den

antrag auf genehmigung der aktion 99 schutersatz fuer fuenf - tage-

woche » * . der schutersatz soll als beaufsichtigungsmoeglichkeit an

samstagen angeboten werden , stellte gr « dkfm * b a u e r ( fpoe)

fest » er erinnerte in diesem Zusammenhang an den fpoe - vorschlag , an

einer schule nach moeglichkeit beide formen ( fuenf - und sechs - tage-
woche ) anzubieten ® dies scheint ueberalt moeglich , wo es Parallel¬
klassen gibt und natuertich der entsprechende wünsch von seiten der

eitern vorhanden ist * die urspruengliehe absicht , in jedem bezirk

zumindest eine sechs - tage - schule zu fuehren , wurde nicht verwirk«

licht » in sieben bezirken gibt es keine sechs - tage - schulen . zumindest

dies sollte verwirklicht werden®

gr . wiesinger ( spoe ) stellte in seinem Schlusswort

fest , dass aufgrund der abstimmungsergebnisse die fuehrung von sechs-

tage - schulen in jedem bezirk nicht gerechtfertigt waere . er selbst,
sagte wiesinger , bedaure dieses ergebnis , es muesse aber zur kennt-

nis genommen werden « unsere aufgabe ist es , dafuer zu sorgen , dass

die kinder nicht zu schaden kommen * selbst das bestehende angebot
an samstagen werde nicht */oll angenommen.

abstimmungs einstimmig angenommen * ( ger ) ( forts)

1705
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kommunal:
asaaasstssssssassa

wiener gemeinderat ( 8 ) :
kunstwerke - verleih

27 Wien , 29 . 10 * ( rk ) die werke bildender kuenstler aus dem be¬
sitz des kulturamtes der Stadt Wien sollen kuenftig auch an private
verliehen werden , den abschluss eines derartigen Vertrages mit dem
kunstverein Wien beantrage gr . s e v c i k ( spoe ) . gr . mag.
k a u e r ( oevp ) stellte fest , dass seine fraktion diese aktion
prinzipiell gut heisse , jedoch noch einige offene fragen zu klaeren
seien , beispielsweise soll die aktion auch auf betriebe ausgedehnt
werden , mit der durchfuehrung koennten statt dem wiener kunstverein
die staedtischen buechereien betraut werden , was den vorteil
haette , dass die kunstwerke an verschiedenen orten ausgegeben werden
koennten . gr . kauer bedauerte , dass die galerie in der alten schmiede
aüfgelassen und in ein buero umgewandelt wird.

in seinem Schlusswort, erklaerte gr . sevcik , dass
mit dieser aktion nur ein erster schritt getan sei , kunstwerke einer
breiteren oeffentLichkeit nahe zu bringen , die galerie in der alten
schmiede bleibt bestehen , nur das parterre wird fuer bueroraeume
zur verfuegung gestellt.

ab . Stimmung : einstimmig angenommen.

Subvention

gr . hildegard wondratsch ( spoe ) beantragte fuer
den residenzvertag zur herausgabe der prosa - gesamtausgabe von h . c.
artmann eine Subvention von 120 . 000 s . gr . dipl . - ing . dr.
pawkowicz ( fpoe ) begruesste die • Subventionierung , wodurch
es dem kaeufer erleichtert wird , preiswert zeitgemaesse literatur zu
erwerben , pawkowicz betonte , dass die freie wähl des herausgebers
und des Verlages wichtig sei und forderte klare richtlinien bei
der Subventionsvergabe , die durch ein kunstfoerderungsgesetz fest¬
gelegt werden sollt*
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m 3 ° h L u S s w ° r t erklaerte die berichterstatterindass die vor stadtrat zilk durchgefuehrten Symposien und Oesterreich
mit

P
Z

C

k ,
t

,

dem ZleL V6ranstaLtet W0rden , gemeinsame richtllnienmit den kuenstlern zu erarbeiten*

1709
abstimrnun 9: einstimmig angenommen , ( ba ) ( forts . )

wiener gemeinderat ( 9 ) :
wacker - p Latz

28 Wien , 29 . 10 . ( rk ) gr . s c h w e d a ( spoe ) beantragte,
; rrrr:

9 zwischen der stadt wien und «*« • ^ ngsgeLu-schaft helmstaette ' ’ zur erhaltung des wacker - platzes zuzustimmen,m b a u e r ( fpoe ) begruesste , dass sich durch diesentauschvertrag der wünsch der bevoelkerung heute durchsetzt er

pTSrrrr
dlS elnheUl9keit dle " " «“ tun, , des wacker¬

in erholungsf laeche u^ ^ at
"

^ ^
'

?
1 " ^

wurde>
Sportplatz noch im 3 uni 1978 abgelehnt

gr . a r t h o l d ( oevp ) erklaerte , dass mit dem beschluss einunruehmllcher w . clmltt d» s alm . r SMr „ s , „ a . „" "
: r:

r s
:

h *“ eit ’ " *ere au
itisierte , dass noch immer kein sportstaettenplan vorlieat und

wuensche
"

!
^ fra9e " ^ Wle " eP SP ° PteS d6m Wlener twuensche immer von aussen aufgezwungen werden . Juengstes beispiel

ander ! t
° eSterreicbiscba " fussballbund - praesidenten sekaninaangeregte ueberdachung des wiener Stadions.

bezirk !
*

V ?
" 3 L 1 C a ( spoe) ^ klaerte , dass der meidlinger

: r r
bereitS 1974 ■« • »ritt . fuer eine Umwidmung

ohne einwiiLi
6

!
° ° ^ W *9 des rechtes “ » <* ^ n wollte

der h ^ r
des «igentuemers keine Umwidmung herbeifuehren.der heutige beschluss ist ein erfolg der ausdauer.

1 ? 23
abstirnmuT1 gs einstimmig angenommen , ( sei ) ( forts . )
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kommunal;
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wiener gemeinderat ( 10 ) :
betriebsbaugebiet aspern

*** * ~

29 Wien , 29 . 10 * ( rk ) fuer die aufschliessung des betriebsbau-
gebietes 22 , flughafen aspern , beantragte gr . s c h u l t z ( spoe)
einen sachkredit in der hoehe von 400 millionen s . er betonte,
dieser betrag - 25 millionen davon werden noch heuer benoetigt -
sei fuer umfangreiche infrastrukturelle massnahmen notwendig , uöber
die beabsichtigten bauvorhaben werde ueberdies eine ausstellung
gestaltet , damit auch die mitwirkung der bevoelkerung bei diesem
Projekt gegeben sei.

bei diesen infrastrukturmassnahmen gehe es in erster linie um
die errichtung von aufschliessungsstrassen . es sei auch an laerm-
schutzwaelle und gruenguertel um das industriegelaende gedacht,
noetig sei jedoch die information der bevoelkerung ueber die geplant©
bauten und massnahmen , erklaerte gr . dr . hirnschall ( fpoe)
und stellte den zusatzantrag, die bevoelkerung von
aspern ehestens ausfuehrlich ueber die beabsichtigten massnahmen
zu informieren , darueber hinaus seien nach anhoerung der bevoel¬
kerung geeignete vorschlaege fuer die vorgesehenen gruenzonen zu er¬
arbeiten , ebenso fuer die laermschutzwaelle.

gr . schultz wies in seinem Schlusswort darauf hin,
dass sich der von ihm gestellte antrag auf die genehmigung des sach-
kredits , nicht auf einzelne baulichkeiten bezeihe und der fpoe-
zusatzantrag verfrueht sei . bei neufestlegung des flaechenwidmungs-
und bebauungsplans bestehe ausserdem die moegtichkeit der mitsprache
der bevoelkerung.

abstimmung : mit den stimmen der spoe und oevp
angenommen , der zusatzantrag wurde mit den stimmen der spoe abge-
lehnt.
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wohnhausanlage in favoriten

den antrag auf errichtung einer staedtischen wohnhausanlage in
Wien 10 , laxenburger strasse - troststrasse - leebgasse um rund
384 mio s stellte gr . freinberger ( spoe ) .

obwohl in favoriten in den letzten zwei Jahrzehnten 15 . 000
gemeindewohnungen neu errichtet wurden , gebe es in diesem bezirk noch
einen hohen anteil an substandardwohnungen , betonte gr . erika
k r e n n ( spoe ) dazu , es sei daher umso erfreulicher , dass bei der
neuen wohnhausanlage fast 90 Prozent der 402 Wohnungen ueber drei
oder vier wohnraeume verfuegen werden , die anlage werde ueberdies
eine hofseitige terrassierung mit loggien , einen begruenten innen—
hof ueber der tiefgarage , zehn behindertenwohnungen , ein kinder-
tagesheim , kinderspiet - und hobbyraeume , einen stuetzpunkt fuer
soziale dienste , zwei Ordinationen , sieben geschaeftslokale und
292 pkw - stellplaetze umfassen , betonte gr . krenn.

abstimmung : einstimmig angenommen , ( hs)

fuenfte donaubruecke

gr . hengelmueller ( spoe ) beantragte die ver¬
gäbe der Projektierungsarbeiten fuer das strassendetailprojekt der
fuenften donaubruecke mit einem kostenerfordernis von 4,4 millionen
Schilling.

gr . dipt . - ing . dr . pawkowicz ( fpoe ) nannte drei
gruende , warum die fpoe gegen den bau dieser bruecke ist:
erstens stuenden mit f loridsdorfer bruecke und neuer reichsbruecke
genuegend fahrspuren zur verfuegung , zweitens entstuenden durch diese
bruecke zusaetzliche Verkehrsbetastungen fuer den 20 . bezirk , und
drittens , bedinge ; diese bruecke eine nachfotgewirkung , naemlich
die guertelautobahn . er sei skeptisch gegenueber den aussagen,
dass es sich bei dieser bruecke nur um eine Verbindung von ufer zu
ufer handle , der erste schritt darueber hinaus sei der antrag
sozialistischer gemeinderaete auf vertaengerung zur donaufelder
strasse . im text des heutigen antrages werde die guertelautobahn
expressis verbis angefuehrt . die fpoe sei gegen die guerteLautobahn,
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gegen die verUengerung ueber die alte donau und gegen den bau der
brigittenauer bruecke selbst.

die oevp ist gegen den gewaehlten Standort fuer die fuenfte
donaubruecke , erklaerte gr . datier ( oevp ) . diese bruecke seiein - ' trojanisches pferd " . sie verlangt foermlich die verlaengerungin beide richtungen . beides ist abzulehnen , datier sprach sich gegenden weiteren bau von Stadtautobahnen aus . trotz gegenteiliger
erklaerungen von buergermeister gratz haben sozialistische mandatareden antrag eingebracht , die brigittenauer bruecke nach norden zu
verLaengern.

stadtrat n i t t e l ( spoe ) erklaerte , die brigittenauer
bruecke habe die funktion , die brigittenau mit der donauinsel unddem linken ufer sowie die beiden strassenzuege handelskai und
donauuferautobahn ( a 22 ) miteinander zu verbinden , die a 20 ( guertel-autobahn ) sei ein terminus aus dem bundesstrassengesetz 1971 . eswurde aber eindeutig erklaert , dass eine autobahn durch den 20 . be¬zirk nicht gebaut wird , noch im juni dieses Jahres habe gr . dallerden bau der a 22 und der a 24 verlangt , jetzt spricht er sich gegenden bau von Stadtautobahnen aus , kritisierte nittel . der bau einerfuenften donaubruecke ist unbedingt notwendig , wer das bestreitethaette am donnerstag vergangener woche nur ueber die adalbert

stifter - strasse fahren muessen . bis zur floridsdorfer bruecke
brauchte man eineinvierteL stunden , die fuenfte donaubruecke ist
notwendig , um solche Situationen zu verhindern sowie fuer den fallvon reparaturen oder unfaellen auf den donaubruecken.

heute sind alle fuer den bau der a 22 ( donauuferautobahn ) ,nachdem die oevp die verarbeiten lange behindert hat , erklaertenittel . die entschaedigungsverhandLungen konnten vor wenigen
tagen abgeschlossen werden , der baubeglnn erfolgt in kuerze.

heute ist die oevp gegen den bau der brigittenauer bruecke.wenn sie dann fertig ist , werden oevp - politlker bei der eroeffnungwie immer in der ersten reihe stehen.
die guertelautobahn ist - - vom tisch " , erklaerte gr.

bengelmueller im Schlusswort . der baueiner weiteren donaubruecke ist notwendig.
abstimmung: angenommen mit den stimmen der spoe.

( ger ) H • .
< 4
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stadtbahn - umbau

die erhoehung eines sachkredits fuer den umbau der Stadtbahn auf
die u 4 zwischen ober sankt - veit und hadersdorf beantragte gr.
ob lasser ( spoe ) .

stadtrat dr . m a u t h e ( oevp ) nahm zum aesthetischen aspekt
bei der u - bahn - gestaltung und den Stadtbahnstationen Stellung , im
allgemeinen kann man die gestaltung der u - bahn - stationen als gelungen
betrachten , formgebung und funktion stimmen ueberein . die Unterwerke
fuer die stromanspeisung wie sie in der naehe der Stadtbahnstationen
entstehen , koennen jedoch nur als » » grausliche blechschachteln » » be¬
zeichnet werden , sagte mauthe * technische loesungen sollen so erar¬
beitet werden , dass sie ansprechend und nicht nur fuer den techniker
akzeptabel sind.

stadtrat n i t t e l ( spoe ) wies darauf hin , dass die Unter¬
werke , sofern dies technisch moeglich ist , unterirdisch errichtet
werden , was wie im falle des karlsplatzes sogar zu einer bekrittelung
im rechnungshofbericht fuehrte . technische werke koennen sicher auch
anders gestaltet werden , aber das kriterium , was schoen sei , werde
immer der subjektiven beurteilung unterliegen.

abstimmung : einstimmig angenommen , ( ba ) ( Schluss)
1836
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